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Klimapolitik im Föderalismus

• Klimapolitik: Erhebung von Abgaben und Finanzierung von 
Investitionen mit dem Ziel einer CO2-Reduktion (“net zero”). 

• (Finanz)föderalismus: Abgaben- und Ausgabenkompetenzen der 
Gebietskörperschaften; Finanzbeziehungen zwischen Staatsebenen



Der globale Investitionsbedarf zur Erreichung der 

Klimaziele ist enorm



Ziele sind global, die Verantwortung für ihre

Erreichung ist oft subnational



Gebietskörperschaften investieren viel in Klimaschutz, 

vor allem in den Bereichen Strom, Verkehr, Gebäuden



CO2-Abgaben und –Zertifikate sind zentral für 

effizienten Klimaschutz

Source: IEA (Extended World Energy Balances database), World Energy Statistics and Balances. 



In Österreich besteht Potential für höhere C02-

Abgaben 



Die Abgabenbasis der Gebietskörperschaften kann 

breiter werden

• Elektrizitätsabgaben/zuschläge 

• Emissions- oder kilometerabhängige Autosteuern

• Mobility pricing/road pricing

• Abfall- und Abwassergebühren

• Landverbrauchsabgaben

• Etc.



Reform der Finanzbeziehungen zwischen Staatsebenen 

(«Finanzausgleich i.w.S.») könnte erforderlich sein

• Unterschiedlicher Zentralisierungsgrad von Steuern und Investitionen 
(Finanzlücke). Erfordert finanzpolitische und regulatorische Koordination 
(«align incentives and agendas»).

• Unterschiedlicher Investitionsbedarf der Gebietskörperschaften kann 
Reform des Finanzausgleichs - vor allem kostenseitig - notwendig machen

• Zuweisung eines Teils der CO2-Abgaben auf die Gebietskörperschaften 
(Steuerteilung) kann Finanzlücke reduzieren

• Zweckgebundene Transfers, «Ecological Financing Transfers» (ETFs)



Zusammenfassung

• Der Investitionsbedarf zur Erreichung nationaler und internationaler 
Klimaziele ist hoch

• Einnahmen fallen zumeist auf Bundesebene an, Ausgaben zu einem guten 
Teil auf die Gebietskörperschaften. Dies erforder finanzpolitische und 
regulatorische Koordination mit Gebietskörperschaften («alignment»)

• C02-Abgaben und -Handel sind Kern einer effizienten Klimastrategie

• Die Abgabenbasis der Gebietskörperschaften sollte erweitert werden

• Reform der Finanzbeziehungen zwischen Staatsebenen 
(«Finanzausgleich»)  könnte notwendig sein
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